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Stellungnahme nach Art. 12 Abs. 4 Öffentlichkeitsgesetz

Sehr geehrte Damen und Herren, 

Hiermit nehmen wir wie folgt Stellung bezüglich Ihres Zugangsgesuches vom ……: 

1. Der Zugang wird für die folgenden Dokumente verweigert (beschränkt / aufgeschoben bis ….. ): 

Genaue Bezeichnung jedes Dokuments, für das eine Beschränkung des Zugangsrechts geltend gemacht wird, Art der Beschränkung, summarische Begründung, Anführen der angewendeten Rechtsgrundlage.

2. Im Übrigen wird der Zugang gewährt. 

Zur vorliegenden Stellungnahme kann mittels Schlichtungsantrage nach Artikel 13 BGÖ ein Schlichtungsverfahren eingeleitet werden, soweit das Zugangsrecht beschränkt wird. Der Schlichtungsantrag muss schriftlich innert 20 Tagen ab Erhalt dieser Stellungnahme an den Eidgenössischen Datenschutz- und Öffentlichkeitsbeauftragten, Feldeggweg 1, 3003 Berne, gerichtet werden. 

Wir stellen Ihnen in der Beilage die Rechnung für die gemäss Artikel 17 BGÖ und Artikel 15 bis 17 der Verordnung zum Öffentlichkeitsgesetz zu erhebenden Gebühren zu. Sind Sie mit dem erhobenen Betrag nicht einverstanden, steht Ihnen das Recht zu, eine Gebührenverfügung nach Artikel 11 Absatz 2 der Allgemeinen Gebührenverordnung (RS 172. 041.1) zu verlangen. 

Wir stehen für weitere Auskünfte gern zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüssen

[Unterschrift]

Begründung der Stellungnahme: Checkliste
( Das Gesuch ist nicht hinreichend genau formuliert (Art. 10 Abs. 3 BGÖ).

( Unsere Behörde ist nicht Hauptempfängerin des verlangten Dokuments. 

( Beim verlangten Dokument handelt es sich nicht um ein amtliches Dokument, das nach BGÖ zugänglich ist, weil: 

· die Information nicht auf einem Informationsträger aufgezeichnet ist (Art. 5 Abs. 1 Bst. a, a contrario); 

· es sich nicht im Besitz unserer Behörde befindet (Art. 5 Abs. 1 Bst. b, a contrario); 

· es nicht die Erfüllung einer öffentlichen Aufgabe betrifft (Art. 5 Abs. 1 Bst. c, a contrario); 

· es aus folgenden Gründen nicht mittels eines einfachen elektronischen Vorganges erstellt werden kann (Art. 5 Abs. 2, a contrario):  ... ;

( 
es von folgender Behörde kommerziell genutzt wird (Art. 5 Abs. 3 Bst. a):  ... ;

( 
es nicht fertig gestellt ist (Art. 5 Abs. 3 Bst. b);

( 
es zum persönlichen Gebrauch bestimmt ist (Art. 5 Abs. 3 Bst. c).

( Das verlangte Dokument wurde vor dem Inkrafttreten des Gesetzes von unserer Behörde erstellt oder empfangen (Art. 23 BGÖ).

( Das verlangte Dokument wurde bereits publiziert (Art. 6 Abs. 3 BGÖ). Die Fundstelle ist die folgende: ... 

( Das verlangte Dokument betrifft einen Bereich, für den das Öffentlichkeitsgesetz nicht anwendbar ist:

( 
Unsere Behörde ist nicht Teil der Bundesverwaltung und handelt im fraglichen Bereich weder in Erlass- noch in Verfügungsform (Art. 2 Abs. 1 Bst. b BGÖ);

·  Das Dokument betrifft ein Justiz- Streitbeilegungs- oder Schiedsverfahren (Art. 3      BGÖ) : [Art des Verfahrens angeben];

( 
Das Dokument fällt unter die folgende spezialgesetzliche Geheimhaltungsbestimmung (Art. 4 Bst. a BGÖ): [im konkreten Fall anwendbares Bundesgesetz angeben]. 

( Es handelt sich um ein Dokument des Mitberichtsverfahrens (Art. 8 Abs. 1 BGÖ).

( Es handelt sich um ein Dokument über Positionen in laufenden oder künftigen Verhandlungen (Art. 8 Abs. 4 BGÖ).

( Das verlangte Dokument fällt unter eine der vom Öffentlichkeitsgesetz vorgesehenen Ausnahmebestimmungen (Art. 7 BGÖ). Würde der Zugang gewährt, so: 

( 
könnte die freie Meinungs- und Willensbildung einer Behörde beeinträchtigt werden (Art. 7 Abs. 1 Bst. a BGÖ);

( 
würde die zielkonforme Durchführung einer konkreten behördlichen Massnahme beeinträchtigt (Art. 7 Abs. 1 Bst. b BGÖ);

( 
würde die innere oder äussere Sicherheit der Schweiz gefährdet (Art. 7 Abs. 1 Bst. c BGÖ);

( 
könnten die aussenpolitischen Interessen der Schweiz oder ihre internationalen Beziehungen beeinträchtigt werden (Art. 7 Abs. 1 Bst. d BGÖ);

( 
könnten die Beziehungen zwischen Bund und Kantonen oder zwischen Kantonen untereinander beeinträchtigt werden (Art. 7 Abs. 1 Bst. e BGÖ);

( 
könnten wirtschafts-, geld- oder währungspolitische Interessen der Schweiz gefährdet werden (Art. 7 Abs. 1 Bst. f BGÖ); 

( 
könnten Berufs-, Geschäfts oder Fabrikationsgeheimnisse offenbart werden (Art. 7 Abs. 1 Bst. g BGÖ);

( 
würden Informationen vermittelt, die von Dritten freiwillig mitgeteilt worden sind und deren Vertraulichkeit zugesichert wurde (Art. 7 Abs. 1 Bst. h BGÖ);

( 
könnte die Privatsphäre Dritter beeinträchtigt werden bzw. es würden Personendaten Dritter offenbart (Art. 7 Abs. 2 BGÖ).
( Der Entscheid [Verweis auf die entscheidende Behörde] für den das verlangte Dokument eine Grundlage darstellt, wurde noch nicht getroffen (Art. 8 Abs. 2 BGÖ). Der Zugang wird aufgeschoben bis: ...

( Es handelt sich um ein Dokument des Ämterkonsultationsverfahrens, das vom Bundesrat als nicht zugänglich erklärt wurde (Art. 8 Abs. 3 BGÖ).

